Offener Brief, 16. 4. 2018
Bestrebung nach Verankerung des Wirtschaftswachstums 
widerspricht 
dem Sozialwort des Ökumenischen Rates der Kirchen in Österreich (2003)!
[bookmark: _GoBack]Sehr geehrter Herr Bundeskanzler Kurz,
sehr geehrter Herr Vizekanzler Strache!
Ihre Regierung beabsichtigt den Vorrang für einen Wirtschaftsstandort Österreich als Staatsziel in der Verfassung zu verankern.
Wir meinen, dass Maßnahmen, die den wirtschaftlichen Vorteil nur einer Seite fördern, notwendigerweise anderen Staaten Nachteile bringen. Der Versuch, diese auszugleichen, führt zu einer Spirale nach unten und damit zur Entsolidarisierung von Staaten und Menschen.
Die Staaten der Europäischen Gemeinschaft haben Möglichkeiten, sich im Standortwettbewerb nicht gegeneinander ausspielen zu lassen und diese Spirale zu vermeiden. (Sozialwort 193)
Wir fordern Sie daher in Übereinstimmung mit dem Sozialwort des Ökumenischen Rates der Kirchen in Österreich auf, sich stattdessen "für gemeinschaftliche EU-Regelungen einzusetzen, um den für alle Schädlichen Standortwettbewerb in Bezug auf Steuern, soziale und ökologische Regelungen durch Kooperation einzudämmen" (204).
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